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LIEBE LESER

Gorbatschows Sturz durch die sowjetischen
Ordnungsretter ist hiibben und driiben viel-
fach vorausgesagt worden. Jetzt hat er zu
einem unerwarteten Zeitpunkt stattgefunden
und stellt trotz aller vorsorglichen Kalkula-
tionen das Land und die Welt vor sdmtliche
Probleme der Ungewissheit.

Dass es sich um einen Putsch der Systembe-
wahrer und Unionsbewahrer handelt, ist
klar genug. Schon das Komitee, das den
Ausnahmezustand regelt, biirgt dafiir. Unter
dem Vorsitz von Vizeprisident Janajew sind
unter anderm die drei bekanntesten Expo-
nenten der doppelten Restauration dabei:
Innenminister Pugo, KGB-Chef Krjutschko
und Verteidigungsminister Jasow. Sie verfii-
gen liber die entsprechenden Machtinstru-
mente, und ihre Verlautbarungen — Appell
und Drohung zugleich — liegen ebenso auf
dieser Linie wie ihre Massnahmen. Zentrales
Kriegsrecht soll der Wiederherstellung der
zentralen Macht dienen.

Gelingt das? In Nr. 13/1991 hatten wir die
diesbeziigliche Voraussage vom Moskauer

Prof. Wjatscheslaw Daschitschew gebracht:
«Es ist gerade noch denkbar, dass eine

Restauration mittels Waffengewalt durchge-
setzt wiirde. Aber sie konnte danach nicht
lange hinhalten. Das alte System ist in allen
seinen Strukturen ein funktionsunfihiges
Wrack, und es ldsst sich nicht dadurch wie-
der flott machen, dass man ihm noch mehr
Kanonen aufladt.»

Das ist ein Wissen der Professoren und nicht
ein Wissen der Generile, die es darauf
ankommen lassen.

Was sie endgiiltig begraben haben, das ist
der Unionsvertrag. Er hitte den Nichtunter-
zeichnern die Moglichkeit gegeben, legal aus
der Union auszutreten. Genau dem wollten
die Putschisten erklédrterweise vorbeugen
und haben dementsprechend die Rechte der
Unionsrepubliken aufgehoben. Das reicht
bis zu den Institutionen wie das jeweilige
Staatsfernsehen etc.

Weggewischt sind auch die Souverdnitatser-
klarungen aller 15 Sowjetrepubliken mit
ihren bisherigen Umsetzungen. Ein Boris
Jelzin soll, um das russische Hauptbeispiel
zu nennen, samt allen mit seinem Namen
verbundenen Emanzipationen, in der Neu-
ordnung nichts mehr eigenes zu bestellen
haben. Unionsrecht geht «bedingunslos»
vor, und so ist das auch fiir die Zeit nach
dem Ausnahmezustand gedacht.

Wie steht es mit den anderweitigen Refor-
men? Das Komitee beklagt ausdriicklich
nicht deren urspriingliche Inangriffnahme,
sondern nur deren Umsetzung, die ausser
Kontrolle geraten sei. Das zeigt den Vorbe-
halt fiir spater. Momentan sind sie einfach
aufs Eis gelegt. Das ergibt sich aus der Logik
des Staatsstreiches, dessen augenblickliche
Sorge sich ganz auf die Autoritdtsdurchset-
zung richtet.

ZUSAMMENHANGE

Aus fur das Moskauer KSZE-Treffen

Die Auswirkungen des Staatsstreiches auf den
gesamten KSZE-Prozess und damit auf die
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
sind unabsehbar und konnen vermutlich nur
mit der entsprechenden Selbst-Isolation der
Sowjetunion durch die Afghanistan-Invasion
verglichen werden.

Der Sturz Gorbatschows fallt auf den Vor-
abend des Beginns einer der wichtigsten
KSZE-Expertenkonferenzen: Man hatte
1989 zum Abschluss der Wiener Hauptkon-
ferenz nach langem Hin und Her (und unter
kréftiger Promotion der Schweizer Diploma-

tie) fiir den Herbst 1991 die Abhaltung eines
Treffens iiber Menschenrechte in Moskau
vereinbart. Die Gegner des gewéhlten
Tagungsortes konnten schliesslich davon
iiberzeugt werden, dass die Durchfiihrung
dieses Treffens unter «normalen Bedingun-
gen» —und damit meinte man die freie
Bewegung und Diskussion von Journalisten,
Menschenrechtlern und Oppositionellen
unter sich und den ungehinderten Kontakt
mit ausldndischen Diplomaten — stattfinden
konne und miisse. Quasi als Lackmus-Probe
fiir die Glaubwiirdigkeit des von Gorbat-
schow eingeleiteten historischen Prozesses.

Die Aussenpolitik wird automatisch in Mit-
leidenschaft gezogen. Aber das macht die
Frage nicht unwichtig, wie weit die Putschi-
sten selber aktiv eine Umstellung herbeifiih-
ren wollen, zum Beispiel in bezug auf das
unabhéngig gewordene Osteuropa, oder
bloss aussenpolitische Ruhe wiinschen, bis
sie ihre interne Ordnung durchgesetzt haben.
Die andere Frage ist das Verhalten des Aus-

lands, insbesondere des Westens. Aber selbst

bei beidseitiger maximaler Ddmpfung: Die
gesamten Beziehungen sind anders als
zuvor, weil auch die Welt seit dem 19.
August anders geworden ist.

Das alles gilt schon unter der Voraussetzung,
dass der Staatsstreich wenigstens vorder-
hand gelingt. Ob und wie er das tut, bleibt
indessen noch offen, vor allem in den Rand-
gebieten. Was vermogen die Widerstands-
krifte? Wie zuverléssig funktionieren die
Machtinstrumente von Sicherheitsdienst,
Innenministerium und Armee? Und wie
16sen die Machthaber die Gesamtzahl der
funktionellen Probleme? Die Moglichkeiten
reichen vom Abnutzungskrieg bis zu Blutbi-
dern in vielfacher Auflage.

Reichen sie auch bis zum Krieg nach aus-
sen? Selbstverstdndlich deklarieren die
Machthaber nichts in dieser Richtung. Ihr
Interesse ldsst sich mutmassen: erst Abschot-
tung, dann Arrangement. Aber das ist keine
Garantie. Mit der Gesamtlage hat sich auch
die Sicherheitslage in Europa verdndert, zu
ihrem Nachteil. Unsere Sorge gilt vorrangig
den Menschen dort, aber sie ist nicht zu
trennen von der Sorge um die wahrhaftige
Allgemeinheit. Die Sowjetunion ist viel zu
gross, um uns nichts anzugehen.

Christian Briigger

Auch nach dem Riicktritt von Eduard Sche-
wardnadse, der als Aussenminister bei sei-
nen westlichen Kollegen hohes Ansehen
genossen hatte, versuchte die sowjetische
Diplomatie nach Kréften, das gute Gelingen
der KSZE-Konferenz zu férdern. Es wurde
sogar eine Parallelkonferenz eigens fiir die
zu erwartenden vielen auslédndischen Men-
schenrechtsorganisationen vorbereitet.

Dies alles endet nun mit einem Scherben-
haufen, weil der Demokratisierungsprozess
abrupt unterbrochen wurde und die Men-
schenrechte darunter als erstes zu leiden
haben werden. Die miesen Nacht- und
Nebel-Aktionen der letzten Zeit in Litauen
geben darauf einen Vorgeschmack; Schlim-
meres im Stil des Kriegsrechts in Polen 1981
und im Ausmass des Gemetzels auf dem Tie-
namen-Platz in-Peking muss man
befiirchten.

Damit sind die Voraussetzungen fiir eine
Moskauer Menschenrechtskonferenz nicht
gegeben. Es muss andere Mittel und Wege
geben, die Selbst-Isolation der Sowjetunion
aufzuhalten. Jiirg L. Steinacher

Zeitbild 1701




	Zusammenhänge

